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Der Landtag des Freistaates Bayern hat das fol-
gende Gesetz beschlossen, das hiermit bekannt ge-
macht wird:

§ 1

Änderung der Bayerischen Bauordnung

Die Bayerische Bauordnung (BayBO) in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. August 2007 
(GVBl S. 588, BayRS 2132-1-I), zuletzt geändert durch 
§ 1 Nr. 177 der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl 
S. 286), wird wie folgt geändert:

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift zu Art. 82 erhält folgende Fas-
sung:

„Windenergie und Nutzungsänderung ehe-
maliger landwirtschaftlicher Gebäude“.

b) Der Überschrift zu Art. 84 werden ein Komma 
und das Wort „Außerkrafttreten“ angefügt.

2. Art. 82 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Windenergie und Nutzungsänderung  
ehemaliger landwirtschaftlicher Gebäude“.

b) Es werden folgende Abs. 1 bis 5 eingefügt:

„(1) § 35 Abs. 1 Nr. 5 BauGB findet auf 
Vorhaben, die der Erforschung, Entwicklung 
oder Nutzung der Windenergie dienen, nur 
Anwendung, wenn diese Vorhaben einen 
Mindestabstand vom 10-fachen ihrer Höhe 
zu Wohngebäuden in Gebieten mit Bebau-
ungsplänen (§  30 BauGB), innerhalb im Zu-
sammenhang bebauter Ortsteile (§ 34 BauGB) 
– sofern in diesen Gebieten Wohngebäude 
nicht nur ausnahmsweise zulässig sind – und 
im Geltungsbereich von Satzungen nach § 35 
Abs. 6 BauGB einhalten. 

(2) 1Höhe im Sinn des Abs. 1 ist die Na-
benhöhe zuzüglich Radius des Rotors. 2Der 
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Gesetz 
zur Änderung der 

Bayerischen Bauordnung und 
des Gesetzes über die behördliche Organisation 

des Bauwesens, des Wohnungswesens 
und der Wasserwirtschaft

Vom 17. November 2014

Abstand bemisst sich von der Mitte des Mast-
fußes bis zum nächstgelegenen Wohnge-
bäude, das im jeweiligen Gebiet im Sinn des 
Abs.  1 zulässigerweise errichtet wurde bzw. 
errichtet werden kann.

(3) Soll auf einem gemeindefreien Ge-
biet ein Vorhaben nach Abs. 1 errichtet wer-
den und würde der in Abs. 1 beschriebene 
Mindestabstand auch entsprechende Wohn-
gebäude auf dem Gebiet einer Nachbarge-
meinde einschließen, gilt hinsichtlich dieser 
Gebäude der Schutz der Abs. 1 und 2, solan-
ge und soweit die Gemeinde nichts anderes 
in einem ortsüblich bekannt gemachten Be-
schluss feststellt.

(4) Abs. 1 und 2 finden keine Anwendung,

 1.  wenn in einem Flächennutzungsplan für 
Vorhaben der in Abs. 1 beschriebenen Art 
vor dem 21. November 2014 eine Darstel-
lung für die Zwecke des § 35 Abs. 3 Satz 3 
BauGB erfolgt ist,

 2.  soweit und sobald die Gemeinde der 
Fortgeltung der Darstellung nicht bis ein-
schließlich 21. Mai 2015 in einem ortsüb-
lich bekannt gemachten Beschluss wider-
spricht und

 3.  soweit und sobald auch eine betroffe-
ne Nachbargemeinde der Fortgeltung 
der Darstellung nicht bis einschließ-
lich 21.  Mai 2015 in einem ortsüblich 
bekannt gemachten Beschluss wider-
spricht; als betroffen gilt dabei eine 
Nachbargemeinde, deren Wohngebäude 
in Gebieten im Sinn des Abs. 1 in einem 
geringeren Abstand als dem 10-fachen 
der Höhe der Windkraftanlagen, sofern 
der Flächennutzungsplan jedoch keine 
Regelung enthält, maximal in einem Ab-
stand von 2 000 m, stehen.

(5) 1Bei der Aufstellung von Bauleitplä-
nen, die für Vorhaben nach Abs. 1 einen ge-
ringeren als den dort beschriebenen Mindest-
abstand festsetzen wollen, ist im Rahmen der 
Abwägung nach § 1 Abs. 7 BauGB auf eine 
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einvernehmliche Festlegung mit betroffenen 
Nachbargemeinden hinzuwirken. 2Abs.  4 
Nr. 3 Halbsatz 2 gilt entsprechend.“

c) Der bisherige Wortlaut wird Abs. 6.

3. Es wird folgender Art. 83 Abs. 1 eingefügt:

„(1) Soweit vor Ablauf des 4. Februar 2014 bei 
der zuständigen Behörde ein vollständiger Antrag 
auf Genehmigung von Anlagen zur Erforschung, 
Entwicklung oder Nutzung der Windenergie ein-
gegangen ist, finden Art. 82 Abs. 1 und 2 keine 
Anwendung.“

4. Art. 84 wird wie folgt geändert:

a) Der Überschrift werden ein Komma und das 
Wort „Außerkrafttreten“ angefügt.

b) Es wird folgender Satz 3 angefügt:

„3Art.  83 Abs.  1 tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 2015 außer Kraft.“

§ 2

Änderung des Gesetzes  
über die behördliche Organisation des Bauwesens, 

des Wohnungswesens und der Wasserwirtschaft

Das Gesetz über die behördliche Organisation des 
Bauwesens, des Wohnungswesens und der Wasserwirt-
schaft (OrgBauWasG) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 5. Mai 1994 (GVBl S. 393, BayRS 200-25-I), 
zuletzt geändert durch Art. 10 Abs. 2 Nr. 4 des Gesetzes 
vom 7. Mai 2013 (GVBl S. 246), wird wie folgt geändert:

1. Die Überschrift erhält folgende Fassung: 

„Gesetz  
über die behördliche Organisation  

des Bau- und Wohnungswesens  
(OrgBauWoG)“.

2. Art. 1 bis 4 werden durch folgenden neuen Art. 1 
ersetzt:

„Art. 1

1Zuständig für die staatlichen Aufgaben des 
Bau- und Wohnungswesens einschließlich der 
übertragenen Bauaufgaben des Bundes ist die 
Oberste Baubehörde im Staatsministerium des 
Innern, für Bau und Verkehr. 2Sie hat einen eige-
nen Personal- und Sachhaushalt. 3Die Zuständig-
keiten nach Satz 1 können durch Rechtsverord-
nung des Staatsministeriums des Innern, für Bau 
und Verkehr auf andere Behörden übertragen 
werden.“

3. Der bisherige Art. 6 wird Art. 2.

§ 3

Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 21. November 2014 in Kraft. 

München, den 17. November 2014

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst  S e e h o f e r
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7842-3-L

Dritte Verordnung  
zur Änderung der  

AV-Milch-Güteverordnung

Vom 20. Oktober 2014

Auf Grund von § 10 Abs. 2 und § 20 Abs. 2 Satz 1  
des Gesetzes über den Verkehr mit Milch, Milcher-
zeugnissen und Fetten – Milch- und Fettgesetz – (BGBl 
III 7842-1), zuletzt geändert durch Art. 198 der Verord-
nung vom 31. Oktober 2006 (BGBl I S. 2407), in Ver-
bindung mit § 6 der Milch-Güteverordnung vom 9. Juli  
1980 (BGBl I S. 878, ber. S.  1080), zuletzt geändert 
durch Art. 1 der Verordnung vom 17. Dezember 2010 
(BGBl I S. 2132), und § 5 Nr. 1 der Verordnung über die 
Zuständigkeit zum Erlass von Rechtsverordnungen 
(Delegationsverordnung – DelV) vom 28. Januar 2014 
(GVBl S. 22, BayRS 103-2-V), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 22. September 2014 (GVBl S. 410), 
erlässt das Bayerische Staatsministerium für Ernäh-
rung, Landwirtschaft und Forsten im Einvernehmen 
mit dem Bayerischen Staatsministerium für Umwelt 
und Verbraucherschutz folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung der Verordnung 
über die Güteprüfung und Bezahlung der Anlieferungs-
milch (AV-Milch-Güteverordnung) vom 7. Dezember  
1988 (GVBl S. 387, BayRS 7842-3-L), zuletzt geändert 
durch § 1 Nr. 388 der Verordnung vom 22. Juli 2014 
(GVBl S. 286), wird wie folgt geändert:

1. In der Überschrift erhält der Klammerzusatz fol-
gende Fassung:

„(AV-Milch-Güteverordnung – AVMilchGüV)“.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 werden die Worte „Abs. 6 und 7“ 
durch die Worte „Abs. 7 und 8“ und die Worte 
„Abs. 8 Satz 2“ durch die Worte „Abs. 5 Satz 2  
und Abs. 9 Satz 4“ ersetzt.

b) Abs. 2 und 3 erhalten folgende Fassung:

„(2) 1Untersuchungsstellen nach § 2 Abs. 8  
Satz 1 der Milch-Güteverordnung, die auch 
die Einstufung der Anlieferungsmilch vor-
nehmen, werden von der Landesanstalt nach 
pflichtgemäßem Ermessen zugelassen und 
bekanntgegeben, wenn sie die in § 2 Abs. 1 
bis 5 der Milch-Güteverordnung genannten 
Untersuchungen durchführen können. 2Die 
Zulassung erfolgt befristet und widerruflich 
durch schriftlichen Bescheid. 3Das Zulas-

sungsverfahren kann über eine einheitliche 
Stelle nach den Vorschriften des Bayerischen 
Verwaltungsverfahrensgesetzes abgewickelt 
werden. 4Hat die Behörde nicht innerhalb ei-
ner Frist von drei Monaten entschieden, gilt 
die Zulassung als erteilt. 5Zugelassene Unter-
suchungsstelle nach Satz 1, die in Verbindung 
mit ihrer Untersuchungstätigkeit an Maßnah-
men mit dem Ziel einer hygienischen Milch-
erzeugung mitwirkt, ist der Milchprüfring 
Bayern e.V. (Milchprüfring).

(3) Die Landesanstalt kann im Einzelfall 
Aufgaben der zugelassenen Untersuchungs-
stelle selbst wahrnehmen.“

3. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 1 Halbsatz 1 werden die Worte „Der 
Milchprüfring“ durch die Worte „Die zugelas-
sene Untersuchungsstelle“ ersetzt. 

b) In Satz 2 Halbsatz 1 werden die Worte „der 
Milchprüfring“ durch die Worte „die zugelas-
sene Untersuchungsstelle“ ersetzt. 

c) In Satz 3 werden die Worte „des Milchprüf-
rings“ durch die Worte „der zugelassenen 
Untersuchungsstelle“ ersetzt.

4. § 3 wird wie folgt geändert:

a) In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Der Milch-
prüfring“ durch die Worte „Die zugelassene 
Untersuchungsstelle“ ersetzt.

b) In Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „vom Milch- 
prüfring“ durch die Worte „von einer zugelas-
senen Untersuchungsstelle“ ersetzt. 

5. In § 4 Satz 2 werden nach dem Wort „Milchprüf-
ring“ die Worte „oder anderen zugelassenen Un-
tersuchungsstellen“ eingefügt.

6. § 7 wird wie folgt geändert:

a) In der Überschrift wird das Wort „Schlußbe-
stimmungen“ durch das Wort „Inkrafttreten“ 
ersetzt.

b) Satz 2 wird aufgehoben; die Satznummerie-
rung im bisherigen Satz 1 entfällt. 
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§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2014 in 
Kraft.

München, den 20. Oktober 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister
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793-3-L

Dreizehnte Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Ausführung des Bayerischen Fischereigesetzes

Vom 1. November 2014

Auf Grund von Art. 61 Abs. 3 und Art. 64 Abs. 1 
des Bayerischen Fischereigesetzes (BayFiG) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 10. Oktober 2008 
(GVBl S. 840, ber. 2009 S. 6, BayRS 793-1-L), zuletzt ge-
ändert durch § 1 Nr. 407 der Verordnung vom 22. Juli  
2014 (GVBl S.  286), erlässt das Bayerische Staats-
ministerium für Ernährung, Landwirtschaft und Fors-
ten folgende Verordnung:

§ 1

Die Verordnung zur Ausführung des Bayerischen 
Fischereigesetzes (AVBayFiG) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 10.  Mai 2004 (GVBl S.  177, 
ber.  S.  270, BayRS  793-3-L), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 25. Februar 2014 (GVBl S. 95), wird 
wie folgt geändert: 

1. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift des §  4 erhält folgende Fas-
sung:

„Prüfungsbehörde, Anmeldung und Durch-
führung der Prüfung“.

b) Die Überschrift des §  7 erhält folgende Fas-
sung:

„(aufgehoben)“.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Worte „der Bundes-
republik Deutschland“ gestrichen.

bb) Es wird folgender neuer Satz 2 eingefügt:

„2Von der Geltung ausgenommen sind 
Fischereischeine, die in anderen Ländern 
ohne das Ablegen der landesgesetzlich 
vorgeschriebenen Fischerprüfung oder 
nach Ablegen einer Prüfung unter er-
leichterten Bedingungen gegenüber der 
landesgesetzlich vorgeschriebenen Fi-
scherprüfung erteilt wurden.“

cc) Der bisherige Satz 2 wird Satz 3.

b) Abs. 2 Satz 1 wird wie folgt geändert:

aa)  Nr. 1 erhält folgende Fassung: 

„1. die nach dem Recht anderer Länder 
abgelegten Fischerprüfungen, so-
fern sie nicht unter erleichterten Be-
dingungen gegenüber der in diesem 
Land vorgeschriebenen Fischerprü-
fung abgelegt wurden,“.

bb) In Nr. 2 wird der Klammerzusatz „(§  4 
Abs. 2 Satz 3)“ durch den Klammerzusatz 
„(§ 4 Abs. 1 Satz 1)“ ersetzt.

3. § 4 erhält folgende Fassung:

„ § 4

Prüfungsbehörde, Anmeldung und  
Durchführung der Prüfung 

(1) 1Prüfungsbehörde ist die Landesanstalt 
für Landwirtschaft. 2Die Prüfung wird im Online-
Verfahren abgelegt. 3Die Prüfungsbehörde kann 
in begründeten Ausnahmefällen zulassen, dass 
die Prüfung schriftlich unter abweichenden Be-
dingungen abgelegt wird. 

(2) Die Durchführung des Prüfungsverfahrens 
wird dem Landesfischereiverband Bayern e.  V. 
übertragen; dieser legt bedarfsgerecht Termine 
und Prüfungslokale fest. 

(3) 1Die Anmeldung zur Prüfung erfolgt im 
Onlinesystem. 2Bewerber ohne gewöhnlichen 
Aufenthalt in Bayern können in begründeten 
Ausnahmefällen von der Prüfungsbehörde zuge-
lassen werden. 3Bewerber, die am Prüfungstag 
das 12.  Lebensjahr nicht vollendet haben, die 
Teilnahme an einem Vorbereitungslehrgang (§ 6) 
nicht nachweisen oder die Prüfungsgebühr (§ 5) 
nicht bezahlt haben, werden nicht zugelassen. 
4Bewerber, die zugelassen sind, werden von der 
Prüfungsbehörde informiert.

(4) 1Die Fischerprüfung dauert 60  Minuten. 
2Es sind 60 Fragen zu beantworten, von denen je-
weils zwölf aus einem der in Art. 59 Satz 1 BayFiG 
genannten Prüfungsgebiete stammen. 3Die Fra-
gen werden aus dem von der Prüfungsbehörde 
geführten Fragenkatalog für jede Prüfung durch 
Zufall elektronisch ausgewählt und an den bereit-
gestellten Computern im Antwort-Wahl-Verfah-
ren elektronisch beantwortet. 4An der Erstellung 
der Prüfungsfragen beteiligt die Prüfungsbehörde 
vom Landesfischereiverband Bayern e.  V. ent-
sandte sachkundige Personen, die nach §  1 des 
Verpflichtungsgesetzes zu verpflichten sind.
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(5) 1Die Bewerber sind vor der Prüfung dar-
auf hinzuweisen, dass jeder Täuschungsversuch 
und die Benutzung von unerlaubten Hilfsmitteln 
untersagt sind. 2Bei einem Verstoß gegen diese 
Verbote wird der Bewerber von der Prüfung aus-
geschlossen.

(6) 1Das Nähere über das Verfahren der Prü-
fung und Anmeldung gibt die Prüfungsbehör-
de bekannt. 2Diese kann die Durchführung von 
Prüfungsverfahren oder einzelnen Aufgaben des 
Landesfischereiverbands Bayern e. V. jederzeit an 
sich ziehen.“

4. In § 6 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „des Lehr-
gangsprogramms“ durch die Worte „der Inhalte“ 
und die Worte „ , spätestens am 1. November des 
der Prüfung vorhergehenden Jahres“ durch das 
Wort „rechtzeitig“ ersetzt.

5. § 7 wird aufgehoben.

6. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.

bb) Es wird folgender Satz 2 angefügt:

„2Im Fall des Nichtbestehens erhält er 
sofort eine Mitteilung in elektronischer 
Form.“

b) In Abs. 2 werden die Worte „erhält er“ durch 
die Worte „wird ihm dies sofort am Bildschirm 
angezeigt und er erhält“ ersetzt.

7. § 11 Abs. 3 Satz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 4.8 Spalte 4 wird die Zahl „70“ durch 
die Zahl „90“ ersetzt.

b) In Nr. 7.15 Spalte 2 werden die Worte „Weiß-
flossiger Gründling, Romano gobio albipinna-
tus“ durch die Worte „Donaustromgründling, 
Romanogobio vladykovi“ ersetzt. 

8. § 15 Abs. 1 Nr. 6 Halbsatz 2 erhält folgende Fas-
sung:

„ ; werden zwei Handangeln benutzt, dürfen die-
se zusammen nicht mehr als sechs Anbissstellen 
aufweisen.“

9. § 16 wird wie folgt geändert:

a) Abs. 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz  1 entfällt die Satznummerierung 
und es werden die Worte „drei Angel-
haken (Anbissstellen)“ durch die Worte 
„fünf Anbissstellen, d.h. Einfach-, Dop-
pel- oder Drillingshaken,“ ersetzt.

bb) Satz 2 wird aufgehoben.

b) Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„2Die Handangel darf nicht als Reißangel ver-
wendet werden.“

10. In § 19 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „der Bun-
desrepublik Deutschland“ gestrichen.

11. In § 32 Nr. 7 Buchst. b wird das Wort „ , Hegene“ 
gestrichen.

12. In § 33 Abs. 1 Satz 1 werden nach dem Wort „Er-
probung“ die Worte „und Entwicklung“ einge-
fügt.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2014 in 
Kraft.

München, den 1. November 2014

Bayerisches Staatsministerium für  
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister
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800-21-21-A

Fünfte Verordnung  
zur Änderung der  

Verordnung zur Umsetzung des Berufsbildungsgesetzes,  
des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes und der Handwerksordnung

Vom 4. November 2014

Auf Grund von

1. § 73 Abs. 2 des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) 
vom 23. März 2005 (BGBl I S. 931), zuletzt geän-
dert durch Art. 22 des Gesetzes vom 25. Juli 2013 
(BGBl I S. 2749), 

2. § 8 Abs. 4 Satz 2 des Gesetzes über die Feststel-
lung der Gleichwertigkeit von Berufsqualifikati-
onen (Berufsqualifikationsfeststellungsgesetz – 
BQFG) vom 6. Dezember 2011 (BGBl I S. 2515), 
geändert durch Art. 23 des Gesetzes vom 25. Juli 
2013 (BGBl I S. 2749), und 

3. Art. 5 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 1 des Gesetzes zur 
Ausführung des Berufsbildungsgesetzes und 
des Berufsqualifikationsfeststellungsgesetzes 
(AGBBiG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 29.  September 1993 (GVBl S. 754, BayRS 
800-21-1-A), zuletzt geändert durch §  1 Nr.  408 
der Verordnung vom 22. Juli 2014 (GVBl S. 286), 

erlassen die Bayerischen Staatsministerien des In-
nern, für Bau und Verkehr, der Justiz, für Bildung und 
Kultus, Wissenschaft und Kunst, der Finanzen, für 
Landesentwicklung und Heimat, für Wirtschaft und 
Medien, Energie und Technologie, für Umwelt und 
Verbraucherschutz, für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, für Arbeit und Soziales, Familie und In-
tegration sowie für Gesundheit und Pflege folgende 
Verordnung:

§ 1

§ 13 der Verordnung zur Umsetzung des Berufsbil-
dungsgesetzes, des Berufsqualifikationsfeststellungs-
gesetzes und der Handwerksordnung (BBiGHwOV) 
vom 24. Juli 2007 (GVBl S. 579, BayRS 800-21-21-A), 
zuletzt geändert durch Verordnung vom 13. März 
2014 (GVBl S. 203), wird wie folgt geändert:

1. In Abs. 1 Satz 1 werden die Worte „Kaufmann/
Kauffrau für Büromanagement,“ gestrichen. 

2. Es wird folgender neuer Abs. 2 eingefügt:

„(2) 1Für die Berufsbildung im Ausbildungs-
beruf Kaufmann/Kauffrau für Büromanagement 
ist für die Aufgaben nach § 5 Nr. 1 bei Wahl der 
in § 4 Abs. 3 Nrn. 9 und 10 der Büromanagement-
kaufleute-Ausbildungsverordnung geregelten 

Wahlqualifikationen die Bayerische Verwaltungs-
schule zuständig; im Übrigen besteht eine Wahl-
möglichkeit der Ausbildenden zwischen der Bay-
erischen Verwaltungsschule und der nach § 71 
BBiG zuständigen Stelle. 2Für die Aufgabe nach 
§ 5 Nr. 3 ist die Stelle nach § 71 BBiG zuständig.“

3. Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3.

§ 2

Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 2014 in 
Kraft.

München, den 4. November 2014

Bayerisches Staatsministerium  
des Innern, für Bau und Verkehr

Joachim  H e r r m a n n ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium der Justiz

Prof. Dr. Winfried  B a u s b a c k ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Bildung und Kultus, Wissenschaft und Kunst

Dr. Ludwig  S p a e n l e ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
der Finanzen, für Landesentwicklung und Heimat

Dr. Markus  S ö d e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Wirtschaft und Medien,  
Energie und Technologie

Ilse  A i g n e r ,  Staatsministerin

Bayerisches Staatsministerium  
für Umwelt und Verbraucherschutz 

Ulrike  S c h a r f ,  Staatsministerin
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Bayerisches Staatsministerium  
für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten

Helmut  B r u n n e r ,  Staatsminister

Bayerisches Staatsministerium  
für Arbeit und Soziales, Familie und Integration

Emilia  M ü l l e r ,  Staatsministerin

Bayerisches Staatsministerium  
für Gesundheit und Pflege

Melanie  H u m l ,  Staatsministerin
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Die Verordnung zur Änderung der Schulord-
nung für die staatlichen Landwirtschaftsschulen vom 
19.  September 2014 (GVBl S. 436, BayRS 7803-1-L) 
wird wie folgt berichtigt: 

1. In der Einleitung nach dem Datum werden die 
Worte „GVB S. 286“ durch die Worte „GVBl 
S. 286“ ersetzt.

2. § 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 5 Buchst. c werden die Worte „Abs. 5“ 
durch die Worte „Abs. 6 Satz 2“ ersetzt.

b) In Nr. 32 Buchst. f erhält in Anlage 1 die Kopf-
zeile der angefügten Nr. 4 folgende Fassung:

c) In Nr. 34 wird in Anlage 3 Nr. 4.4 Spalte 2 
das Wort „Dorfherferinnen“ durch das Wort 
„Dorfhelferinnen“ ersetzt.

München, den 24. Oktober 2014

Bayerisches Staatsministerium für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

Martin  N e u m e y e r ,  Ministerialdirektor

7803-1-L

Berichtigung

  1. Sem. 2. Sem. 3. Sem.

Schul- 
 tage

Schul- 
tage

Schul- 
tage

„

“.
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